
Ein Vorfall in Köln hat in den vergangenen

Wochen eine heftige öffentliche Debatte ausge-

löst: Eine junge Frau, die mutmaßlich Opfer

 einer Vergewaltigung geworden war, stellte sich

in einer Notfallpraxis vor. Die dortige Kollegin

bemühte sich, die Patientin zur Untersuchung,

Beratung und Sicherung der Spuren des mög-

lichen Gewaltverbrechens in eine gynäkologi-

sche Krankenhausabteilung zu vermitteln. 

Das aber gelang nicht in den beiden am

nächsten gelegenen, zum Klinikverbund eines

katholischen Ordens gehörenden Häusern, so-

dass die Versorgung schließlich andernorts er-

folgen musste.

Hintergrund des Vorfalls ist nach derzeiti-

gem Erkenntnisstand die Einstellung von Teilen

der katholischen Kirche zur Notfallkontrazepti-

on mit Levonorgestrel und Ulipristalacetat, der

sogenannten Pille danach. 

Aus ärztlicher Sicht hat eine vermutlich ver-

gewaltigte Patientin unabdingbaren Anspruch

auf seelischen Beistand, die Behandlung even-

tueller Verletzungen, eine unter Umständen

 ano nyme, gerichtsverwertbare Spurensicherung

und eine korrekte und vollständige Beratung,

die den Hinweis auf die mögliche Einnahme der

„Pille danach“ zur Verhütung einer ungewollten

Schwangerschaft einschließen muss.

Wenn sich die Patientin dann für eine Not-

fallkontrazeption entscheidet, Ärztinnen oder

Ärzte diese jedoch aus Gewissensgründen nicht

selbst verordnen wollen, müssen sie der Patien-

tin bei der Umsetzung ihrer autonomen Ent-

scheidung helfen –und eine Verordnung an an-

derer Stelle ohne zusätzliche Belastung für die

Patientin ermöglichen können.

Eine Weisung, die „Pille danach“ aus der

 Beratung auszuklammern, kann ärztlich nicht

akzeptiert werden – auch wenn der Arbeitgeber

katholisch ist. Dies gilt umso mehr, als die

 Deutsche Gesellschaft für gynäkologische

 Endokrinologie und Fortpflanzungsmedizin

 sowie der Berufsverband der Frauenärzte die

„Pille danach“ als Verhütungsmittel einstufen

und nicht als Mittel zum Schwangerschafts-

abbruch.

Der Kölner Erzbischof Joachim Kardinal

Meißner hat sich für das Geschehene entschul-

digt und betont, dass Vergewaltigungsopfer

auch in katholischen Kliniken Hilfe in ihrer Not

erhalten müssen. „Ausgenommen sind nach un-

serem Selbstverständnis allerdings alle Maß-

nahmen, welche die Tötung eines möglicher-

weise schon gezeugten Kindes bedeuten“, so der

Erzbischof. 

Was folgt daraus? Aus ärztlicher Sicht steht

das Wohl der Patientinnen in Not an erster

 Stelle. Deshalb muss deren umfassende Versor-

gung verlässlich organisiert werden. 

Den Kolleginnen und Kollegen möchten wir

mit den Mitteln der Ärztekammer in möglichen

Gewissenskonflikten helfen. Wir sind derzeit

dabei, in persönlichen Gesprächen insbesonde-

re mit den verantwortlichen und unmittelbar

betroffenen Kolleginnen und Kollegen die Köl-

ner Geschehnisse sorgfältig aufzuarbeiten.

Angesichts der komplexen gesellschaftli-

chen, medizinisch-juristischen und ethischen

Problemlage hielte ich es für gut, wenn der

Deutsche Ethikrat sich zu einer Stellungnahme

entschlösse – als Grundlage für eine umfassende

Debatte über die Frage, welche Regeln gelten

sollen und wie die Gewissensfreiheit in einer ka-

tholischen Klinik zur Geltung kommt. Von einer

übereilten Absage an die Trägerpluralität halte

ich nichts. Kirche und Ärzteschaft, Politik und

Gesellschaft sind sowohl den Opfern von Sexu-

aldelikten als auch den begleitenden Ärztinnen

und Ärzten Unterstützung schuldig, um Fürsor-

ge und Autonomie möglich zu machen.

In diesem Heft (ab Seite 12) hat die Redaktion

die häusliche Gewalt – insbesondere gegen

Frauen – zum Thema gemacht. Auch hier gilt für

Ärztinnen und Ärzte: Not sehen und handeln.

Rudolf Henke
Präsident der Ärztekammer Nordrhein
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Der Deutsche Ethikrat sollte 
um eine Stellungnahme gebeten 
werden zur Frage der 
Verordnung der „Pille danach“
an Patientinnen, die 
möglicherweise Opfer eines 
Sexualdelikts wurden. 
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